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SchrlltUdier Beiidit 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des § 556 a 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

— Drucksache IV/ 1554 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr, Hauser 


Der von der Fraktion der SPD eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des § 556 a des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs — Drucksache IV/1554 — 
wurde in der 98. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 4. Dezember 1963 an den Rechtsausschuß, 
federführend, und an den Ausschuß für Wohnungs- 
wesen, Städtebau und Raumordnung, mitberatend, 
überwiesen. Der Recht saus schuß hat diesen Entwurf 
in seiner Sitzung vom 12. Dezember 1963 beraten. 
Der Ausschuß für Wohnungswesen, Städtebau und 
Raumordnung hat den Entwurf in seiner Sitzung 
vom 18. März 1964 behandelt; sein Beschluß hat 
dem Rechtsausschuß Vorgelegen. 

Mit dem Entwurf wird angestrebt, die durch das 
Abbaugesetz geschaffene sog. Sozialklausel durch 
eine Vorschrift zu ersetzen, wonach bei einem Miet- 
verhältnis über Wohnraum eine Kündigung durch 
den Vermieter nur wirksam ist, wenn der Vermieter 
ein berechtigtes Interesse an der Beendigung des 
Mietverhältnisses hat und bei der Kündigung seine 
Gründe angibt. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat den Entwurf 
abgelehnt. Sie hat verfassungsrechtliche Bedenken 
dagegen, für andere als Notzeiten den Vermieter in 
der Verfügung über sein Eigentum in der Weise zu 
beschränken, daß er für die Beendigung eines Miet- 


verhältnisses ein „berechtigtes Interesse" ohne 
Rücksicht darauf dartun muß, ob beim Mieter ein 
Schutzbedürfnis gegeben ist. Demgegenüber ver- 
wirklicht nach der Ansicht der Mehrheit des Aus- 
schusses der geltende § 556 a BGB die dem Eigen- 
tum aus sozialen Gesichtspunkten gesetzten Schran- 
ken richtig in der Weise, daß in den Fällen, in 
denen der Mieter schutzwürdige Gründe für sein 
Verbleiben in der Wohnung geltend macht, eine 
Abwägung der beiderseitigen Interessen stattzu- 
finden hat. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat auch Bedenken 
dagegen, die Wirksamkeit einer Kündigung davon 
abhängig zu machen, daß mit der Kündigung die 
Gründe für die Kündigung mitgeteilt werden. Bei 
einer solchen Regelung würde sich der Vermieter 
veranlaßt sehen, mit der Kündigung alle seine 
Gründe für die Kündigung anzugeben; das würde 
notwendig zum Austragen zusätzlicher Streitig- 
keiten führen. Das Ziel, den Mieter vor leichthin, 
insbesondere im Zustand augenblicklicher Verärge- 
rung ausgesprochenen Kündigungen zu bewahren, 
wird nach Auffassung der Mehrheit des Ausschusses 
schon dadurch erreicht, daß nach dem neuen § 564 a 
BGB, eingefügt durch das Erste Gesetz zur Ände- 
rung mietrechtlicher Vorschriften, die Kündigung 
der Schriftform bedarf. 


Bonn, den 23. April 1964 


Dr. Hauser 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV^1554 — abzu- 
lehnen. 


Bonn, den 23. April 1964 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Dr. Hauser 

Berichterstatter 



